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Ist eine vierte Regierungsperiode der 
Concertación möglich?  
 
Ein Vorbericht zu den Präsidentschaftswahlen in Chile 
im Dezember 2005 
 
Miguel Chavéz Albarrán – Enrique Fernández Darraz 
Einleitung1
Am 11. Dezember 2005 finden in 
Chile Präsidentschaftswahlen statt. 
Neuere Meinungsumfragen be-
scheinigen der Kandidatin der Re-
gierungskoalition Concertación2, Mi-
chelle Bachelet von der Sozialisti-
schen Partei (PS), gute Chancen auf 
einen Sieg. Noch Anfang 2004 sah 
es nicht so aus, als ob eine vierte 
Regierungsperiode der  Concerta-
ción realistisch wäre. Welche Ver-
änderungen in der politischen Land-
schaft Chiles haben seitdem zu ei-
nem Umschwung der Wählerpräfe-
renzen geführt? Einige Erklärungen 
beziehen sich auf die aktuelle politi-
sche Lage und auf die charismati-
schen Persönlichkeiten von Präsi-
dent Ricardo Lagos und Präsident-
schaftskandidatin Michelle Bachelet. 
Andere Argumentationen rücken 
strukturelle Aspekte in den Mittel-
punkt und führen die aktuelle Wäh-
                                                 
1  Die zur Ausarbeitung des Beitrages 
verwendeten Informationen wurden 
von María Constanza Garrido und 
Katia Valenzuela zusammen gestellt. 
Wir danken ihnen für ihre wertvolle 
Hilfe. 
2  Die Regierungskoalition (Concerta-
ción de Partidos por la Democracia) 
wird von vier Parteien gebildet: 
Christdemokratische Partei (PDC), 
Partei für die Demokratie (PPD), So-
zialistische Partei (PS) und Radikale 
Partei (PR). Sie stehen für die 
christlich-humanistische und die 
humanistisch-weltliche Strömungen. 
lerstimmung auf die im Vergleich zu 
anderen Ländern der Region einzig-
artige Konsolidierung der Demokra-
tie in Chile zurück. Der vorliegende 
Beitrag setzt sich näher mit diesen 
Argumenten auseinander.  
Noch Anfang 2004 
sah es nicht so 
aus, als ob eine 
vierte Regie-




rungen in der po-
litischen Land-
schaft Chiles ha-




zen geführt?  
Wähler und Wählerverhalten 
Bis Mai 2005 sah es so aus, als ob 
sich bei den Wahlen im Dezember 
2005 drei Kandidaten um das Amt 
des Staatspräsidenten bewerben 
würden: zwei aus dem Lager der 
Concertación, Soledad Alvear von 
der Christdemokratischen Partei 
(Partido Demócrata Cristiano, PDC) 
und Michelle Bachelet von der PS,  
sowie der rechtsgerichtete Joaquín 
Lavín als Kandidat der Unabhängi-
gen Demokratischen Union (Unión 
Demócrata Independiente, UDI). 
Bis Anfang 2004 bescheinigten Mei-
nungsumfragen Lavín, der während 
der Pinochet-Diktatur einmal an der 
Regierung beteiligt war, einen kla-
ren Vorsprung vor seinen Mitbe-
werberinnen (siehe Tabelle 1). 
Bereits bei den Präsidentschafts-
wahlen von 1999 konnte sich der 
spätere Präsident Ricardo Lagos nur 
knapp gegen Lavín durchsetzen. Im 
ersten Wahlgang erhielten beide 
Kandidaten 47% der Stimmen. Im 
zweiten Wahlgang siegte Lagos mit 
51,3% der Stimmen gegenüber 
48,7% für Joaquín Lavín. Bei diesen 
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Wahlen spielten allerdings die inzwi-
schen überwundenen wirtschaftli-
chen Folgen der Asienkrise und ver-
einzelte Bedenken gegenüber ei-
nem sozialistischen Präsident-
schaftskandidaten eine nicht uner-
hebliche Rolle.  
 
 
Tabelle 1: Wählerpräferenzen bei Umfragen in den Jahren 2002-2003 
Umfrage Kandidaten 












CERC Welche Politiker ha-
ben die besten Zu-
kunftsperspektiven? 
12/2003 54% 39% 38% 
IPSOS Welchen Kandidaten 
würden Sie wählen, 
wenn am kommen-
den Sonntag Wahlen 
stattfinden würden?  
01/2002-
05/2003 
29,7% 9,3% 6,6% 
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf der Grundlage von Presseinformationen  
 
Ab Mitte 2004 begannen sich die 
Präferenzen der chilenischen Wäh-
lerschaft zu verschieben (siehe Ta-
belle 2). Wir gehen davon aus, dass 
dafür tiefer liegende Ursachen als 
die Persönlichkeit und das politische 
Engagement von Präsident Lagos 
und das Charisma der Kandidatin 
Michelle Bachelet verantwortlich 
waren. Lagos erfreut sich fünf Jahre 
nach Übernahme der Amtsgeschäf-
te einer Zustimmung durch 70% 
der Bevölkerung, ein einzigartiges 




Tabelle 2: Wählerpräferenzen bei Umfragen in den Jahren 2004-2005 
Umfrage Kandidaten 












CERC Welche Politiker ha-




42% 51% 39% 
IPSOS Wer wird der nächste 
Präsident von Chile 
sein? 




würden Sie wählen, 
wenn am kommenden 
Sonntag Wahlen 
stattfinden würden? 
12/2004 26% 51,0% 15,7% 




12/2004 27,0% 44,7% 8,2% 
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf der Grundlage von Presseinformationen  
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Mitte des Jahres 2005 kam es zu 
grundlegenden Veränderungen in 
der politischen Landschaft Chiles. 
Die Opposition spaltete sich und die 
Partei der Nationalen Erneuerung 
(Renovación Nacional, RN) stellte 
einen eigenen Präsidentschaftskan-
didaten auf: Sebastián Piñera, ein 
Unternehmer, der sich vom Erbe 
der Pinochet-Diktatur distanziert, 
vertritt den liberalen Sektor der 
Rechten und versucht, Wähler-
stimmen aus dem Lager der politi-
schen Mitte zu gewinnen, die zur 
Stammwählerschaft der Concerta-
ción gehört. Eine andere wichtige 
Entwicklung betraf die Regierungs-
koalition selbst: Die Kandidatin der 
PDC, Soledad Alvear, verzichtete zu 
Gunsten von Michelle Bachelet auf 
ihre Kandidatur. 
Der Erfolg der 
Concertación 
kann unseres Er-
achtens in erster 
Linie dadurch er-
klärt werden, 










und zu stärken.  
Durch diese Ereignisse veränderten 
sich die Wählerpräferenzen, und 
zwar vor allem in Bezug auf Joaquín 
Lavín, den Kandidaten der UDI, und 
nicht wie viele Experten erwartet 
hatten für Michelle Bachelet. Insge-
samt konnte die Rechte ihren 
Stimmenanteil steigern (siehe Ta-
belle 3). Wodurch wurde dieser 
Wandel hervorgerufen? Welche 
Gründe führten zum Abrutschen 
des Kandidaten der traditionellen 
Rechten, Joaquín Lavín, in der Wäh-
lergunst? 
Tabelle 3: Wahlprognosen für die Präsidentschaftswahlen 2005 
Umfrage Kandidaten 
















würden Sie wählen, 
wenn am kommenden 
Sonntag Wahlen statt-
finden würden? 
05/2005 18,2% 41,5% 13,5% 
IPSOS Identische Frage 06/2005 21% 49% 18% 
CEP Identische Frage 07/2005 22% 45% 14% 
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf der Grundlage von Presseinformationen 
 
Die Concertación als sozial-
liberales demokratisches  
Projekt 
Der Erfolg der Concertación kann 
unseres Erachtens in erster Linie 
dadurch erklärt werden, dass es ihr 
gelang, das politische System Chiles 
mittels demokratischer Legitimation 
und effizientem Regierungshandeln 
nachhaltig zu institutionalisieren 
und zu stärken. Diese Errungen-
schaft ist umso beachtlicher, als sie 
in einem Kontext stattfand, den 
man als periphere Modernität be-
zeichnen kann und der sich durch 
ein hohes Maß an sozialer Ausgren-
zung und eine chronische Schwäche 
der Demokratie als politischer und 
sozialer Mechanismus zur Konflikt-
regulierung auszeichnet. Genau die-
ser Erfolg macht die Besonderheit 
dessen aus, was gemeinhin als das 
chilenische Modell bezeichnet wird. 
Die erste Errungenschaft der Con-
certación – seinerzeit nur ein politi-
sches Projekt – bestand darin, sich 
der Herausforderung durch das dik-
tatorische Regime zu stellen und 
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dieses bei der Volksabstimmung am 
5. Oktober 1988 und bei den Wah-
len im Dezember 1989 zu besiegen. 
In der Folgezeit bemühte sich die 
Regierungskoalition darum, die au-
toritären Enklaven in der durch das 
Pinochet-Regime 1980 erlassenen 
Verfassung zu beseitigen und den 
Erwartungen der chilenischen Ge-
sellschaft nach mehr sozialer Inklu-
sion gerecht zu werden. Es gelang 
ihr auch, die angesichts ihrer Kritik 
am Neoliberalismus aufgekomme-
nen Zweifel an ihrem Marktver-
ständnis zu entkräften, ohne dabei 
auf populistische Praktiken zurück-
zugreifen, wie die Rechte es pro-
phezeit hatte. Die Erneuerung des 
politischen Systems wird an drei 
zentralen Elementen deutlich: an 
der Distanzierung gegenüber dem 
Populismus, gegenüber der autori-
tären Kultur der Linken sowie ge-
genüber der „sozialen Basis“ als ei-
ner üblichen Form der politischen 
Repräsentation im Rahmen des al-
ten Schemas. Zur Überraschung 
vieler Beobachter nahm diese Dis-
tanzierung unter dem sozialisti-
schen Präsidenten Lagos sogar noch 
zu. 
Die zentrale These dieses Artikels 
lautet: Die Concertación und die 
von ihr geführten Regierungen ha-
ben einen entscheidenden Beitrag 
zur Transformation des politischen 
Systems geleistet und der Vorwurf, 
sie seien lediglich Verwalter des 
neoliberalen Modells des Pinochet-
Regimes, trifft heute nicht mehr zu. 
Eine derartige Sichtweise lässt die 
Erfolge der Concertación außer Acht 
und berücksichtigt nicht die Hürden, 
mit denen sie zu Beginn ihrer Re-
gierungszeit konfrontiert war. Aus 
einer solchen Perspektive lässt sich 
auch nicht erklären, warum einige 
Aufgaben noch immer ungelöst sind 
und welchen Herausforderungen die 
Regierungen sich in den kommen-
den Jahren hinsichtlich so komple-
xer Themen wie Finanzmärkte, Ge-
sundheitswesen, soziale Ausgren-
zung und Umwelt noch stellen müs-
sen. 
Im Hinblick auf die Transformation 
des demokratischen Systems in 
Chile muss zwischen dem Projekt 
der Concertación einerseits (deren 
Entstehung, Werdegang und parla-
mentarischer Vertretung) und der 
Politik ihrer Regierungen anderer-
seits unterschieden werden. Die 
Regierungen zeichnen sich durch 
eine Strategie der produktiven und 
kreativen Konzertierung mit den 
wichtigen gesellschaftlichen Akteu-
ren aus. Dadurch ist ein höchst in-
novatives Politikmodell entstanden, 
das auf Elemente wie Konsens, 
Vereinbarungen, Verhandlungsrun-
den und ausgleichende Institutionen 
setzt, die ihrerseits den demokrati-
schen Charakter des politischen 
Systems weiter verstärkt und ver-
tieft haben. 
Die Concertación 
und die von ihr ge-
führten Regierun-





geleistet und der 





trifft heute nicht 
mehr zu. 
Mit den im Juli 2005 beschlossenen 
und im August ratifizierten Verfas-
sungsreformen wurden die noch 
vorhandenen autoritären Enklaven 
beseitigt und der Übergang zur 
Demokratie beendet (siehe Über-
sicht 1). Wir können daher davon 
ausgehen, dass sich in Chile ge-
genwärtig ein politisches System 
konsolidiert, in dem es schwieriger 
als früher sein wird, auf populisti-
sche und autoritäre Politikstrategien 
zurückzugreifen. Wir beziehen uns 
damit auf die Unterscheidung zwi-
schen sozial-liberalen und liberal-
sozialen Strategien, die wiederum 
auf die Differenzen zwischen der 
Concertación und einem Sektor der 
Rechten verweist. 
















sÜbersicht 1: Verfassungsänderungen, mit denen die autoritären  
Enklaven der Pinochet-Verfassung beseitigt werden 
Am 16. August 2005 ratifizierten die beiden Häuser des chilenischen Kongres-
ses eine seit Juli 2000 diskutierte und zuvor bereits von Abgeordnetenhaus und
Senat in separaten Sitzungen angenommene Reform der Verfassung von 1980.
Die wichtigsten Reformen sind: 
 
- Verringerung der Amtszeit des Staatspräsidenten von sechs auf vier Jahre. 
- Abschaffung aller nicht aus Wahlen hervorgegangenen Senatorenposten
zum 11. März 2006. Von diesem Zeitpunkt an werden alle Senatoren direkt
gewählt. Bislang verfügen neben den 38 gewählten Senatoren auch die
ehemaligen Staatspräsidenten sowie 9 „institutionelle“ Senatoren über
Stimmrecht im Senat: vier durch den Nationalen Sicherheitsrat bestimmte
ehemalige Generäle der Streitkräfte, drei durch den Obersten Gerichtshof
ernannte Personen sowie zwei durch den Staatspräsidenten designierte. 
- Die Aufteilung in eine normale und eine außergewöhnliche Legislaturperio-
de des Nationalkongresses wird abgeschafft. In Zukunft gibt es nur noch
eine Legislaturperiode, die das ganze Jahr dauert. 
- In Zukunft kann der Staatspräsident nach vorhergehender Information des
Senats die Oberkommandierenden der Teilstreitkräfte ihrer Ämter enthe-
ben. Dies war bislang nicht möglich. 
- Das Wahlsystem ist in Zukunft nicht mehr Bestandteil der Verfassung, so
dass eine Änderung des Wahlrechts möglich wird. 
- Die Untersuchungskommissionen des Abgeordnetenhauses erhalten Verfas-
sungsrang. Die von ihnen zur Anhörung einberufenen Minister sind zum Er-
scheinen verpflichtet. 
- Die Mitgliederzahl des Verfassungstribunals wird von acht auf zehn erhöht.
Drei werden vom Präsidenten ernannt, drei durch den Obersten Gerichts-
hof, vier durch den Nationalkongress. Bislang waren die Streitkräfte durch
den Nationalen Sicherheitsrat an diesem Prozess beteiligt. 
- Der Nationale Sicherheitsrat fungiert in Zukunft lediglich als Beratungsgre-
mium des Staatspräsidenten und kann auch nur durch diesen einberufen
werden. Zuvor konnte er sich selbst auf Verlangen eines Teils seiner Mit-
glieder einberufen. 
- Die Streitkräfte gelten in Zukunft nicht mehr als „Garanten der Institutiona-
lität“. 
- Alle im Ausland geborenen Kinder chilenischer Väter oder Mütter erhalten
die chilenische Staatsbürgerschaft. 
- Für die Erklärung des Ausnahmezustandes durch den Staatspräsidenten ist
in Zukunft die Zustimmung des Kongresses notwendig. Bislang musste die
Legislative nicht zustimmen. ie Etablierung der neuen politi-
chen Matrix konfrontiert die Rechte 
it einer Reihe von Herausforde-
ungen. Sie muss sich vom Popu-
ismus, vom Autoritarismus und von 
er eindeutigen Vertretung der In-
eressen bestimmter Gruppen der 
hilenischen Gesellschaft (Unter-
ehmer, konservative katholische 
ruppen, Militär) lösen. 
ie zentralen Aspekte unserer Ar-
umentation können folgenderma-
en zusammengefasst werden: a) 
urch die Art und Weise, wie sie 
ich ihrem Verhältnis zur traditionel-
len „politischen Mitte“ gestellt hat, 
ist die Concertación zu einem att-
raktiven Projekt für einen großen 
Teil der chilenischen Gesellschaft 
geworden. b) Dank der Einführung 
neuer Politikstile und der damit ein-
hergehenden Schaffung von Räu-
men für Diskussionen, Entschei-
dungen und Konzertierungsprozes-
se gelang eine Erneuerung des poli-
tischen Systems, die wiederum der 
Concertación eine hohe demokrati-
sche Legitimität und Effizienz ver-
leiht.  
Durch die Art und 





stellt hat, ist die 
Concertación zu 
einem attraktiven 
Projekt für einen 
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Im Folgenden werden wir unsere 
Thesen durch die Analyse verschie-
dener Aspekte der chilenischen Poli-
tik erläutern. Dabei geht es zum ei-
nen um das Wiederauftauchen der 
„Semantik der Mitte“, zum anderen 
um die neuen Politikstile, insbeson-
dere in einigen wichtigen Konflikt-
bereichen: den Beziehungen zu den 
Unternehmern, zur Kirche sowie zu 
den Streitkräften. Abschließend 
werden wir uns mit einigen noch of-
fenen zukünftigen Aufgaben und 
Herausforderungen befassen. 
Die Semantik der Mitte 
Um nachzuvollziehen, warum sich 
die Wählerpräferenzen verschoben 
haben und warum die Concertación 
erneut zu einem interessanten poli-
tischen Angebot geworden ist, muss 
zunächst der Wandel analysiert 
werden, der in der politischen Mitte 
stattfand. Seit Beginn der Kampag-
nen zur Präsidentschaftswahl drehte 
sich ein großer Teil der für die Ent-
wicklung der einzelnen Kandidatu-
ren wichtigen Diskussionen um die 
politische Mitte. Es handelt sich um 
eine Beschreibung der sozio-
politischen Entwicklung des Landes, 
die von einer wirtschaftlichen 
Schwächung der mittleren Schich-
ten und Klassen ausgeht und 
gleichzeitig die Auffassung vertritt, 
dass dies notwendigerweise zu ei-
ner Krise des demokratischen Sys-
tems führen muss oder zumindest 
seine Stabilität negativ beeinflusst. 
Konkret können wir in den letzten 
Monaten eine Kampagne zur „Er-
oberung der politischen Mitte“ beo-
bachten. Unserer Ansicht nach wer-
den mit dieser Wahlkampfstrategie, 
die die in der politisch-kulturellen 
Vorstellungswelt Chiles stark ver-
wurzelte politische Mitte zu reakti-
vieren versucht, die politischen Her-
ausforderungen vereinfacht und Ef-
fekt heischend  angegangen. Daher 
sind nur kurzfristige Erfolge zu er-
warten, denn die hergestellten so-
zio-strukturellen Bezüge treffen auf 
wenig Echo in einer stark veränder-
ten Gesellschaft. Dies gilt gleicher-
maßen für die verwendeten kul-
turellen Symbole. Die institutionelle 
Basis, auf die sie zurückgreifen, ist 
geschwächt, nicht nur auf Grund 
der Politik des Pinochet-Regimes, 
sondern auch wegen der größeren 
sozio-strukturellen Vielfalt der heu-
tigen chilenischen Gesellschaft.  
Die Sozialisten 
stärken ihre Chan-







In diese Formel der Mitte wird zu-
dem ein grob vereinfachendes Ar-
gumentationsschema integriert. Es 
wird von einem Rechtsruck der Lin-
ken bzw. des chilenischen Sozialis-
mus vor allem mit Bezug auf die PS 
gesprochen. In den Augen ihrer Kri-
tiker ist dies ein gerechtfertigter 
Vorwurf, wobei aber nicht die sich 
schon seit langem vollziehende in-
terne Entwicklung des chilenischen 
Sozialismus berücksichtigt wird.3 
Diese Kritik spielt in der alltäglichen 
politischen Auseinandersetzung eine 
Rolle, aber sie hat nur geringe Wir-
kung, da sie nicht in Richtung einer 
Annäherung der sozialistischen 
Kreise an die traditionelle Linke oder 
die alternativen marxistisch inspi-
rierten gesellschaftlichen Bewegun-
gen wirkt. Das Gegenteil ist der Fall. 
Die Sozialisten stärken ihre Chan-
cen auf einen erneuten Regierungs-
auftrag durch die Demonstration ih-
rer Regierungsfähigkeit. 
Wie schwach das Argument des 
Zentrierens der Politik und der chi-
                                                 
3  Diese Kritik wird vor allem von der 
außerparlamentarischen Linken ge-
äußert, aber auch von Parteien der 
Rechten, die so opportunistisch zei-
gen wollen, wie „inkonsequent“ der 
chilenische Sozialismus ist und wie 
er das Modell der Diktatur über-
nommen und optimiert hat. 
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lenischen Gesellschaft ist, wird an 
einer Frage deutlich: Haben die So-
zialisten heute etwas zu verbergen, 
nachdem sie im Verlauf ihrer 17 
Regierungsjahre immer den Kon-
sens anstrebten? Müssen die Sozia-
listen sich als politische Mitte mas-
kieren, die bei einer anderen sozio-
politischen Konstellation ihre eigent-
lichen Projekte realisieren würde? 
Gibt es diese anderen Projekte? 
Die Transformation des politischen 
Systems hat eine neue Mitte her-
vorgebracht, indem neue Themen, 
insbesondere solche der Konsolidie-
rung zivilisierter Formen der Kon-
fliktbewältigung, in die politische 
Kommunikation einbezogen wur-
den. Dies bedeutet wiederum, legi-
tim getroffene Entscheidungen ver-
bindlich zu akzeptieren. Es ist zu-
treffend, dass viele Forderungen 
nicht berücksichtigt werden können. 
Aber man ist sich einig, dass nur 
durch politische Diskussions- und 
Verhandlungsprozesse das Spekt-
rum der Forderungen erweitert und 
einer Entscheidung unterworfen 
werden kann. 
Die sozio-strukturelle Mitte und ihre 
gesellschaftliche Vertretung haben 
eine deutliche Schwächung erfah-
ren. An ihrer Stelle ist eine symboli-
sche Mitte entstanden, die sich wie 
folgt charakterisieren lässt: a) die 
Bildung neuer kultureller Muster mit 
höchst heterogenen und gleichzeitig 
sehr rigiden normativen Perspekti-
ven, b) das Aufkommen eines in 
Bezug auf die Werte konvergenten 
gesellschaftlichen Raumes, wobei es 
sich um Werte handelt, die allge-
mein als fundamentale Güter be-
zeichnet werden (Themen wie Men-
schenrechte, Bürgerrechte, Ver-
braucherrechte, staatsbürgerliches 
Verhalten, Pluralismus, Transparenz 
etc.) und c) die Ausbreitung von 
Werten, die als hedonistisch einge-
stuft werden können (im chileni-
schen Kontext ist in diesem Zu-
sammenhang eher von Konsumis-
mus die Rede), d. h. die Orientie-
rung an bestimmten Konsummus-
tern und das Streben nach berufli-
chem Erfolg. 
Diese symbolische Mitte wirkt auf 
Grund ihrer Eigenschaften nicht nur 
auf die Politik zivilisierend, sondern 
auf die gesamte Gesellschaft. Sie 
findet ihren Ausdruck in Bürgerbe-
wegungen und in den unterschied-
lichsten Formen der Gesellschafts-
kritik. Es handelt sich um einen 
Raum, der die gesellschaftliche Teil-
habe fördert. Seine Heterogenität 
erweist sich als attraktiv. Daher ist 
die Concertación heutzutage für 
dieses Universum, an dessen Ent-
stehung sie zum Teil selbst mitge-
wirkt hat, funktional. 
Ein Beispiel in Bezug auf die Präsi-
dentschaftskandidaturen und das 
Handeln der politischen Parteien 
kann die Bedeutung dieser neuen 
Mitte für die Politik verdeutlichen 
und erklären, warum die Concerta-
ción zu einem attraktiven politi-
schen Angebot wurde. Wenn wir 
davon ausgehen, dass heterogene 
Gesellschaften nicht nur die Ten-
denz zum Rückzug auf das Eigene 
fördern, sondern auch die Notwen-
digkeit von Pluralismus und Tole-
ranz in den verschiedensten Berei-
chen, dann kann dieser Bedarf an 
Freiheit und Liberalismus wohl 
kaum mit einer ausgrenzenden, 
chauvinistischen und autoritären 
Rechten assoziiert werden, d.h. je-
ner Rechten, die für Liberalismus 
ohne Freiheit steht, wie es der mitt-
lerweile klassischen Kombination in 
den rechten Parteien der peripheren 
Moderne entspricht, die wirtschaftli-
chen Liberalismus mit gesellschaftli-
Die Transformati-
on des politischen 









wältigung, in die 
politische Kom-
munikation einbe-
zogen wurden.  
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chem und kulturellem Autoritaris-
mus verbinden. Es handelt sich da-
bei bestenfalls um Modernisierung 
ohne Modernität. Der Bürger oder 
Konsument kann sich nur schwer-
lich von dieser Rechten voll vertre-
ten fühlen, auch wenn er ihr ange-
hört oder nahe steht. Selbst wenn 
er sie wählt, wird sein Verhalten 
nicht in allen Bereichen dieser Ten-
denz folgen. 
Das Aufkommen einer wirklich libe-
ralen und demokratischen Rechten 
kann das Kräfteverhältnis zwischen 
den verschiedenen politischen Ak-
teuren verändern, aber es wird 
nicht jenen symbolischen Raum von 
freisinnigem und freiheitlichem Be-
wusstsein beeinflussen, in dem sich 
die Bürger unabhängig von ihrer 
parteipolitischen Couleur treffen. Im 
Grunde handelt es sich dabei um 
eine gesellschaftliche Sphäre, die 
sich stark vom Politischen emanzi-
piert hat. 
Übertragen auf die aktuelle Politik 
scheint es, dass der Anspruch, sich 
Richtung Mitte zu bewegen, obsolet 
ist, insofern innerhalb des Blocks 
von Sozialisten und PPD in wirt-
schaftlichen Fragen bereits eine Mit-
te existiert, in der es neben liberale-
ren Positionen auch solche gibt, die 
für mehr Regulierung, beispielswei-
se in der Steuerpolitik, eintreten. 
Strenggenommen handelt es sich 
um einen Disput um die Art und 
Reichweite der Regulierung, ohne 
dass jedoch die soziale Marktwirt-
schaft als solche in Frage gestellt 
wird. Mehr noch, man strebt ihre 
Weiterentwicklung mit verstärkter 
sozialer Inklusion an. 
Auf Grund dieses Disputes agiert 
die Concertación sogar als ein die 
Debatte anziehender Pol und nicht 
als Akteur, der andere Visionen 
ausgrenzt. Dies zeigt sich ganz be-
sonders bei den Gesprächen mit 
den Vertretern der Wirtschaft. Die 
neue symbolische Mitte übt auch 
große Anziehungskraft auf eine 
Vielzahl von Bürgern aus, die sich 
durch das Streben nach liberalen 
Werten, sozialer Gerechtigkeit und 
Pluralismus repräsentiert fühlen. 
In diesem Zusammenhang hat die 
PDC ein größeres Problem. Sie steht 
vor dem Dilemma, dass die gesell-
schaftliche Konstellation, die sich 
herausgebildet hat, sie permanent 
zwingt, zwischen ihren normativen 
Grundlagen und den pragmatischen 
Erfordernissen der Tagespolitik zu 
trennen. Betont sie allzu sehr ihre 
kommunitaristische Vision (die ei-
nen wichtigen Teil ihrer Existenz-
grundlage ausmacht), so leidet dar-
unter ihre Fähigkeit zu gesellschaft-


















flussen, in dem 





Der Parteivorstand der PDC hat sich 
für eine Zwischenposition entschie-
den, um die Mitte zurück zu gewin-
nen. Man spricht von einer „Korrek-
tur des Modells“. Dies scheint uns 
eine übertriebene Vereinfachung zu 
sein, insofern wir davon ausgehen, 
dass die Concertación bereits eine 
wesentliche Veränderung der neo-
liberalen Praxis, wie sie der Diktatur 
eigen war, vorgenommen hat.  
Angesichts der sozialen Ausgren-
zung und Ungleichheit hat der Dis-
kurs gegen das „Modell“ in dieser 
Wahlperiode erheblich zugenom-
men. Aber erstaunlicherweise ist die 
Forderung nach einer Korrektur des 
Modells nicht infolge der anhalten-
den und traditionellen Kritik seitens 
der außerparlamentarischen Linken 
in der politischen Tagesordnung 
verankert worden, sondern durch 
die rechten Parteien. Insbesondere 
die autoritäre und populistische 
Rechte hat die Regierung der Con-
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certación mit dieser Herausforde-
rung konfrontiert und verwendet 
das Thema als Argument um 
nachzuweisen, dass die gesteckten 
Ziele nicht erreicht wurden.4
                                                
Am 24. Mai 2005 trat die Vertrete-
rin der PDC, Soledad Alvear, von ih-
rer Präsidentschaftskandidatur zu-
rück. Sie war nicht für eine „Korrek-
tur des Modells“ eingetreten, sah 
sich jedoch als Repräsentantin der 
Mitte und der durch diese verkör-
perten Werte. Wenn sie für ihre 
Kandidatur keine breite Unterstüt-
zung erhalten hatte, so lag dies un-
serer Ansicht nach nicht an man-
gelndem Rückhalt durch ihre Partei, 
sondern daran, dass jene Mitte, an 
die sie appellierte, nicht mehr exis-
tiert oder zumindest nicht mehr die 
Rolle spielt, die ihr von der traditio-
nellen Politik eingeräumt wurde. Ih-
rem Rücktritt ging zehn Tage zuvor 
die Ankündigung der Kandidatur 
von Sebastián Piñera (RN) voraus. 
Dieser Kandidat hat die Semantik 
der Mitte neu belebt und manche 
Beobachter gehen davon aus, dass 
er Stimmen aus der politischen Mit-
te von der PDC gewinnen kann. 
Dies scheint uns ein voreiliges Urteil 
zu sein. Die Möglichkeit besteht nur 
dann, wenn die Rechte das ver-
steht, was die PDC zwar zu spüren 
scheint, aber bislang noch nicht in 
ein politisches Konzept umsetzen 
konnte: dass die alte sozio-struk-
 
                                                
4  Auf einem von der Zeitschrift Capital 
durchführten Seminar argumentierte 
Joaquín Lavín im Mai 2005, „ein Chi-
le der großen Autobahnen und der 
großen Unternehmergewinne bedeu-
tet, dass nur einige Wenige etwas 
abbekommen und dass viele nichts 
abbekommen“ (El Sur, 05. Mai 
2005). Bei verschiedenen Anlässen 
ließen der Kandidat der UDI und 
seine Parteifreunde zur Über-
raschung der Unternehmer solche 
Argumente verlauten, die eindeutig 
populistischen Zuschnitts sind. 
turelle Mitte verschwunden ist und 
die neue Mitte in erster Linie sym-
bolischer Natur ist. 
In diesem Sinne 
ist Sebastián Pi-
ñera (RN) ein 
Kandidat, der 




der aber sehr 
wohl zur Etablie-
rung einer libera-




Unserer Ansicht nach hat die Rechte 
die Idee einer Mitte als symboli-
schem Bezugspunkt nicht ernst ge-
nommen, was sich heute in der ab-
lehnenden Haltung gegenüber ihren 
Kandidaten niederschlägt.5 Parado-
xerweise stehen heute nicht die Mit-
te-Links-Kräfte, sondern die rechten 
Parteien vor der Herausforderung 
einer Erneuerung. Die Konsolidie-
rung einer sozial-liberalen/liberal-
sozialen politischen Matrix wurde 
nicht nur von der außerparlamenta-
rischen Linken übersehen, sondern 
vor allem auch von der politischen 
Führung der Rechten. Gewöhnt 
daran, immer wieder den Ritus der 
Angst und das „Bewahren der Er-
rungenschaften“ zu beschwören, 
versäumten sie es, die grundlegen-
den Veränderungen in der chileni-
schen Gesellschaft angemessen zu 
berücksichtigen. 
In diesem Sinne ist Sebastián Piñe-
ra (RN) ein Kandidat, der zwar wohl 
kaum die Präsidentschaftswahlen 
gewinnen wird, der aber sehr wohl 
zur Etablierung einer liberalen Rech-
ten in entscheidendem Maße bei-
tragen könnte. Wenn unsere Inter-
pretation zutrifft, könnte die Konso-
lidierung eines genuin liberalen Sek-
tors innerhalb der Rechten mittel-
fristig eine Entwicklung hervorbrin-
gen, die dem Abwärtstrend der au-
toritären Rechten entgegengesetzt 
ist.
 
5  57% der Wähler würden nicht Lavín, 
55% nicht Piñera wählen, dagegen 
würden nur 31% ihre Stimme nicht 
Bachelet geben (Umfrage CEP, 
07.2005). 
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Übersicht 2: Die drei Präsidentschaftskandidaten im Dezember 2005 
Michelle Bachelet (Sozialistische Partei) 
- geboren am 29. September 1951 als zweite Tochter des Luftwaffengenerals Al-
berto Bachelet und der Anthropologin Angela Jeria; getrennt lebend, Mutter von 
drei Kindern. 
- 1970 Beginn eines Medizinstudiums an der Universidad de Chile. 
- Ihr Vater wurde während der Pinochet-Diktatur verhaftet und starb unter Folke-
reinwirkung im März 1974. Michelle Bachelet und ihre Mutter wurden ebenfalls 
verhaftet und gefoltert, 1975 konnten sie ins Exil nach Österreich ausreisen. 
- Deutschkurse am Herder-Institut in Leipzig, später Weiterführung des Medizin-
studiums an der Humboldt Universität zu Berlin. 
- 1979 Rückkehr nach Chile, Weiterführung des Medizinstudiums, Abschluss 
1982. 
- 1983-86 Tätigkeit als Ärztin am Kinderkrankenhaus Roberto del Río;  
- Wiederaufnahme politischer Aktivitäten, Beteiligung an den Bemühungen um 
eine Rückkehr zur Demokratie, Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisati-
onen, die sich um die Kinder von Folteropfern und Verschwundenen kümmern. 
- 1994-97 Staatssekretärin im Gesundheitsministerium. 
- 1996 Studien zur Militärstrategie an der Nationalen Akademie für Politische und 
Strategische Studien. 
- 1997 Studien am Interamerikanischen Verteidigungskolleg in Washington D.C. 
- 1998 Rückkehr nach Chile, Aufnahme einer Beratungstätigkeit im Verteidi-
gungsministerium. 
- 11.3.2000: Ernennung zur Gesundheitsministerin der Regierung Lagos. 
- 7.1.2002: Ernennung zur Verteidigungsministerin, der ersten Frau, die dieses 
Amt in Lateinamerika bekleidet. 
- Seit ihrer Jugend Engagement in der Sozialistischen Partei. 1995 Mitglied des 
Zentralkomitees der Partei, 1998-2000 Mitglied der Politischen Kommission. 
Joaquín Lavín (Unabhängige Demokratische Union) 
- Geboren am 23. Oktober 1953 als ältestes von sieben Kindern; verheiratet, Va-
ter von sieben Kindern. 
- 1976 Abschluss des Studiums als Handelsingenieur an der Pontificia Universidad 
Católolica de Chile. 
- 1977 Aufnahme eines Wirtschaftsstudiums in den USA, Erwerb eines Masters in 
Ökonomie an der Universität von Chicago. Nach seiner Rückkehr 1979 Ernen-
nung zum Dekan der Fakultät für Wirtschafts- und Verwaltungswissenschaften 
an der Universität Concepción. 
- 1981-1988 Herausgeber der Seiten Economía y Negocios der Tageszeitung El 
Mercurio, danach verantwortlicher Informationseditor der gleichen Zeitung. 
- Während der Pinochet-Diktatur aktive Beteiligung an der Regierung, u.a. Mitar-
beit an den Aktivitäten des Nationalen Planungsbüros ODEPLÁN. 
- Autor des 1988 veröffentlichten Buches „Die stille Revolution“ (La Revolución 
Silenciosa), das die sozialen und wirtschaftlichen Errungenschaften der Diktatur 
hervorhebt. 
- 1990-1992 Generalsekretär der UDI. 
- 1992 Wahl zum Bürgermeister der Gemeinde Las Condes im Großraum Santia-
go, zweimal wiedergewählt. 
- 1999 Rücktritt als Bürgermeister, um als Kandidat bei den Präsidentschaftswah-
len antreten zu können. In der Stichwahl Niederlage gegen Ricardo Lagos. 
- Im Oktober 2000 Sieg bei den Kommunalwahlen in Santiago, seitdem (bis An-
fang 2005) Bürgermeister von Santiago. 
- Seit 1969 Mitglied der Jugendorganisation des Partido Nacional, 1988 beteiligt 
an der Gründung der Unión Demócrata Independiente (UDI), die für sich in An-
spruch nimmt, das Werk Pinochets fortzusetzen. 
- Mitglied des Opus Die 
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Sebastián Piñera Echenique (Partei der Nationalen Erneuerung) 
- Geboren am 1. Dezember 1949 als Sohn eines Botschafters, wächst die ersten 
Lebensjahre in New York auf. 
- Studium der Handelsingenieurswissenschaften an der Katholischen Universität 
von Santiago de Chile, Abschluss als Jahrgangsbester 1971; anschließend Aus-
wanderung in die USA, dort 1975 Erwerb eines Doktortitels in Wirtschaftswis-
senschaften an der Universität Harvard. 
- Nach der Rückkehr nach Chile Tätigkeit bei der UN-Wirtschaftskommission für 
Lateinamerika (CEPAL) in einem Projekt über Armut in Lateinamerika. 
- Tätigkeit als Ökonomieprofessor an der Universidad de Chile, der Katholischen 
Universität und der Universidad Adolfo Ibañez. 
- Seit den 80er Jahren Tätigkeit als Unternehmer; gegenwärtig Präsident der von 
seiner Frau geleiteten Fundación Futuro (Stiftung Zukunft) und des Verlags Los 
Andes, Mitglied des Direktoriums von LAN Chile, Antar, Apple, Parque Arauco 
und Clínica Las Condes; vor kurzer Zeit Erwerb einer bedeutenden Kapitalbetei-
ligung an dem Fernsehkanal Chilevisión, der zur Universidad de Chile gehört. 
- Bis Ende der 80er Jahre starke Opposition gegen die Pinochet-Diktatur, Unter-
stützung für die „Nein-Kampagne“, um die Fortdauer der Diktatur zu verhin-
dern. 
- 1990-1998 Senator für die Region Santiago, 1999 Verzicht auf eine Präsident-
schaftskandidatur zugunsten von Joaquín Lavín. 
- Bis 2004 Vorsitzender des Partido Nacional. 
 
Neue Formen der Politik 
Demokratische Legitimation durch 
Effizienz 
Getreu ihrer eigenen Funktionslogik 
und internen Verfasstheit führte die 
Concertación von Anfang an neue 
Formen des politischen Dialogs ein, 
die auch zu einer Neudefinition der 
Beziehungen zwischen den linken 
Parteien und verschiedenen gesell-
schaftlichen Akteuren beitrugen. 
Dazu gehörte auch ein neues Ver-
ständnis von der Rolle und den Auf-
gaben des Staates sowie dessen In-
terventionsräumen und -modalitä-
ten. Wir glauben jedoch nicht, dass 
es sich dabei um das Entstehen ei-
nes neuen Staatstypus (vom mo-
dernisierenden Staat zum subsidiä-
ren Staat) handelt, sondern um et-
was grundlegenderes. Es handelt 
sich um einen Evolutionssprung 
hinsichtlich der Art und Weise, wie 
die chilenische Gesellschaft makro-
soziale Entscheidungen trifft: mittels 
eines demokratischen politischen 
Systems, das neue Staatsaufgaben 
schafft, die von den Regierungen 
aufgegriffen, gefördert und in politi-
sche Entscheidungen umgesetzt 
werden und die ihrerseits die zu-
künftige Entwicklung  der Gesell-
schaft beeinflussen. 
Diese neuen Formen des politischen 
Dialogs haben sich auf alle Bereiche 
ausgedehnt, in denen wichtige The-
men aufkamen. Dies ist zum Bei-
spiel der Fall im Bildungswesen, wo 
auf allen Ebenen landesweite Quali-
tätskontrollen und Dozentenbewer-
tungen sowie Akkreditierungssys-
teme für den Hochschulzugang ver-
einbart und umgesetzt wurden. Ein 
weiteres Beispiel ist die Strategie 
zur Modernisierung des Staates, 
wobei in zwei Richtungen vorge-
gangen wird:  
Getreu ihrer eige-
nen Funktionslo-
gik und internen 
Verfasstheit führ-
te die Concerta-
ción von Anfang 
an neue Formen 
des politischen 
Dialogs ein, die 
auch zu einer 
Neudefinition der 
Beziehungen zwi-






a) Das Modell der bürokratischen 
Kontrolle soll durch ein neues 
Modell öffentlicher Verwaltung 
ersetzt werden, wobei eine di-
rektere Beziehung zum Bürger 
und eine stärkere Berücksichti-
gung des tatsächlichen Dienst-
leistungsbedarfes angestrebt 
wird.  
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b) Es sollen neue Regulierungsme-
chanismen geschaffen werden, 
die über die traditionelle Privati-
sierungspolitik hinausgehen und 
es ermöglichen, sich den neuen 
wirtschaftlichen Herausforderun-
gen zu stellen sowie die Bezie-
hung zum Unternehmertum zu 
verbessern. Dieser Prozess kann 
in der Formel “weniger Staat 
heißt nicht zwangsweise weniger 
Rechte, mehr Staat ist nicht un-
bedingt Synonym für mehr Bü-
rokratie” zusammengefasst wer-
den. 
Diese neuen Formen des Politik-
Machens haben es der Concertación 
ermöglicht, die Gleichung demokra-
tische Legitimation durch Effizienz 
zu lösen. Zwar gibt es andere Be-
reiche, an denen die entsprechen-
den Prozesse beispielhaft dargestellt 
werden könnten, aber auf Grund 
der Bedeutung des Unternehmer-
tums, der Kirchen und der Streit-
kräfte für die historische Entwick-
lung des Landes werden sie im Fol-
genden an der Neugestaltung der 
Beziehungen zwischen dem Staat 
und diesen Akteuren verdeutlicht. 
Neudefinition der Beziehungen zu 
den Unternehmern 
Im Hinblick auf die Neugestaltung 
der Beziehungen zum Unterneh-
mertum6 können zwei zentrale  
Elemente  identifiziert werden: zum 
einen die Etablierung einer gemein-
samen Entwicklungsagenda, die auf 
den neuen Formen des politischen 
                                                 
6  Die Beziehungen zu den Gewerk-
schaften können an dieser Stelle 
nicht berücksichtigt werden. Es bleibt 
jedoch festzuhalten, dass die Organi-
sations- und Konfliktfähigkeit der 
Gewerkschaften in Folge der Pino-
chet-Diktatur eine einschneidende 
Schwächung erfuhr, die sich nach der 
Rückkehr zur Demokratie sogar noch 
weiter akzentuierte. 
 
Dialogs und der Konzertierung auf-
baut, zum anderen die mit der Auf-
teilung von Verantwortlichkeiten 
einhergehende Herausbildung von 
stabilen Verbindungslinien zwischen 
den Akteuren. Von Anfang an ver-
suchten die Regierungen der Con-
certación, mit den Unternehmern 
eine Reihe von nationalen Entwick-
lungszielen zu vereinbaren. Aus die-
sem Grund organisierten die Präsi-
dentschaftskandidaten und Präsi-
denten systematisch Arbeitsgesprä-
che mit den Unternehmerverbän-
den und den Gewerkschaften. Da-
durch war es möglich, Konflikte zu 
reduzieren, indem Einzelinteressen 
den nationalen Interessen im ge-
genseitigen Einvernehmen unterge-
ordnet wurden. 
Solche Gesprächsrunden basierten 
nicht nur auf Initiativen von Seiten 
der Politik. Auch die Unternehmer 
und einige von den Unternehmen 
finanzierte Studienzentren organi-
sieren regelmäßig Foren, auf denen 
diese Themen von verschiedenen 
gesellschaftlichen Akteuren disku-
tiert werden. Beispiele dafür sind 
das ICARE und das Centro de Estu-
dios Públicos [Zentrum für öffentli-
che Studien]. Auch wenn die erst-
genannte Einrichtung schon aus 
dem Jahr 1953 stammt und die 
zweite 1980 entstand, so wurden 
beide Studienzentren erst im Ver-
lauf der letzten 2 ½ Jahrzehnte zu 
wichtigen Diskussionsräumen für 
Gespräche zwischen Politik, Wirt-
schaft und Gewerkschaften. Diese 
Verhandlungslogik hat eine Infra-
struktur geschaffen, die es dem 
Staat und den Unternehmern er-
möglicht, bei größeren wirtschaftli-
chen Vorhaben konstruktiv zusam-
menzuarbeiten und die jeweils ei-
genen Interessen in einen Dialog-
prozess einzubringen. Im Infra-
Diese neuen For-
men des Politik-






zienz zu lösen. 
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strukturbereich betrifft dies bei-
spielsweise die Vergabe von öffent-
lichen Aufträgen für den Bau von 
Straßen, Flughäfen und Kranken-
häusern. 
Gleichzeitig gab es ein klares Kon-
zept zur Zuweisung von Verantwor-
tung. Nachdem ein Konsens hin-
sichtlich gemeinsamer Ziele erreicht 
wurde, muss jeder die ihm zuste-
hende Verantwortung im Rahmen 
des Nationalen Entwicklungspro-
jekts übernehmen. In diesem Sinne 
hat die Concertación ihre Privatisie-
rungspolitik fortgeführt, aber gleich-
zeitig regulierend auf die privaten 
Aktivitäten gewirkt, damit die Inte-
ressen der Bürger nicht beeinträch-
tigt werden. Diese neue Form des 
Zusammenspiels zwischen Staat 
und Privatwirtschaft unterscheidet 
sich grundlegend von der Privatisie-
rungspolitik der Pinochet-Diktatur. 
Im Folgenden werfen wir einen Blick 
auf die internationalen Handelsbe-
ziehungen Chiles und einige makro-
ökonomische Kennzahlen. Auf der 
Grundlage der Unterzeichnung von 
verschiedenen internationalen Wirt-
schaftsabkommen bemühten sich 
die Regierungen der Concertación 
um eine verbesserte Eingliederung 
des Landes in die Weltwirtschaft. 
Derartige Abkommen wurden mit 
Bolivien (1993), Venezuela (1993), 
Kolumbien (1994), Ekuador (1985), 
dem MERCOSUR (1996), Peru 
(1998) und Kuba (1998) unter-
zeichnet. Hinzu kamen Freihandels-
abkommen mit Kanada (1996), 
Mexiko (1999), Mittelamerika 
(1999) und Südkorea (2003). Die 
bedeutendsten Verträge wurden 
unter der Regierung von Präsident 
Ricardo Lagos geschlossen: das As-
soziations- und Freihandelsabkom-
men mit der Europäischen Union 
(2002), das Freihandelsabkommen 
mit den Vereinigten Staaten (2003) 
und das Freihandelsabkommen 
EFTA – Chile (2003). Im Falle des 
Abkommens mit der Europäischen 
Union sticht vor allem das Konzept 
des „upgrading“ hervor. Das bedeu-
tet, dass für Chile der Status als 
„assoziiertes Land“ anerkannt wird, 
was den schrittweisen Zugang zu 
Programmen ermöglicht, die nur 
den Mitgliedsstaaten der EU vorbe-
halten sind. Dank der internationa-
len Abkommen und einer Politik der 
Exportförderung konnte das Wachs-
tum und eine positive Handelsbilanz 





liegt darin, dass 
man es nicht ge-






Tabelle 4: Export, Import (FOB) 
und Handelsbilanz (in Mio. US-
Dollar) 
Jahr Export Import Bilanz 
2000 19.210,1 17.091,4 2.118,9 
2001 22.433,5 18.799,3 3.634.0 
2002 18.179,8 15.794,2 2.385,5 
2003 21.523,6 18.001,7 3.521,9 
2004 32.024,9 23.005,7 9.019,2 
Quelle: Banco Central de Chile 
Der größte Schwachpunkt des chi-
lenischen Exportmodells liegt darin, 
dass man es nicht geschafft hat, auf 
dem Weltmarkt Produkte mit höhe-
rem Mehrwert zu platzieren. Über 
50% der Exporteinkünfte resultie-
ren aus der Ausfuhr von Rohstoffen, 
vor allem Kupfer, dessen Wert in 
den letzten zwei Jahren beträchtlich 
gestiegen ist (siehe Tabelle 5). 
Ähnlich sieht es bei den Nettoein-
kommen aus ausländischen Direkt-
investitionen aus, die von 2,9 Milli-
arden US-Dollar im Jahr 1995 auf 
8,9 Milliarden US-Dollar 1999 stie-
gen. Allein 2004 nahmen die aus-
ländischen Direktinvestitionen um 
73% gegenüber dem Vorjahr zu, 
deutlich mehr als im lateinamerika-
nischen Durchschnitt (+44%) und 
unmittelbar hinter Brasilien 
(+79%). 
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 Tabelle 5: Zusammensetzung der chilenischen Exporte 
(in Mio. US-Dollar). 
Jahr Bergbau Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei Industrie 
2000 8.020,7 1.692,9 7.968,1 
2001 7.256,4 1.727,2 7.979,9 
2002 7.120,2 1.794,3 8.139,2 
2003 8.733,8 2.090,4 9.364,3 
2004 16.459,4 2.354,5 11.791,3 
Quelle: Banco Central de Chile  
 
Der Beginn einer zweiten Industria-
lisierungsphase, in der der Mehr-
wert der chilenischen Produkte stei-
gen soll, ist eine der großen Aufga-
ben, die sich die Regierungen der 
Concertación im Hinblick auf die 
Wirtschaft und die Eingliederung in 
den Weltmarkt stellten. Zu diesem 
Zweck wurden Initiativen zur Finan-
zierung von Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekten eingeleitet. Ein 
Beispiel ist das Programm FONDEF 
(Fondo de Fomento, Förderfonds), 
das vom nationalen Wissenschafts- 
und Technologiesystem abhängt 
und Projekte finanziert, die paten-
tierbare, vermarktbare Produkte 
herstellen und Technologietransfer 
fördern. Allerdings waren die Ergeb-
nisse bisher recht mager. 
Desgleichen bemühte sich die Con-
certación, die makro-ökonomischen 
Werte stabil zu halten. Das konnte 
nur unter Inkaufnahme gewisser 
Konsequenzen für die öffentlichen 
Investitionen erreicht werden, da 
internationale Ereignisse wie die A-
sienkrise und strukturelle Probleme 
wie die Arbeitslosigkeit diese Aufga-
be erschwerten. Das nachhaltige 
Wachstum des Bruttoinlandspro-
dukts zeigt den Erfolg der durchge-












1996 $ 31.237.289 $ 2.166 
1997 $ 34.722.636 $ 2.375 
1998 $ 36.534.873 $ 2.465 
1999 $ 37.138.542 $ 2.473 
2000 $ 40.575.319 $ 2.667 
2001 $ 43.536.752 $ 2.827 
2002 $ 46.341.827 $ 2.973 
2003 $ 50.730.703 $ 3.216 
2004 $ 57.356.964 $ 3.595 
Quelle: Banco Central 
Ein weiterer wich-






Während des gesamten Zeitraums 
konnte zudem die Inflation gesenkt 
werden (Tabelle 7). 
Tabelle 7: Inflation 1996-2004 







Quelle: Instituto Nacional de Estadística, 
INE 
Ein weiterer wichtiger Erfolg der 
Regierungen der Concertación ist 
die beachtliche Verringerung der 
Armut. Die lateinamerikanischen 
Länder unterzeichneten im Jahr 
2000 die Millenniumsziele der UNO, 
nach denen bis zum Jahr 2015 die 
Zahl der in Armut lebenden Bevöl-
kerung auf die Hälfte reduziert wer-
den soll. Von den ausgewerteten 
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Ländern hat Chile als einziges die-
ses Ziel erfüllt und die Zahl der in 
extremer Armut lebenden Bevölke-
rung auf die Hälfte gesenkt. Gleich-
wohl leben noch 20% in Armut und 
knapp 2% haben ein Einkommen 
von weniger als einem Dollar täg-
lich. Im Vergleich zu den anderen 
lateinamerikanischen Ländern ist 
dies jedoch ein beachtliches Ergeb-
nis. In Bolivien leben 60% der Be-
völkerung in Armut, in Kolumbien 
54%, in Honduras 79,7%, in Nica-
ragua 69,4%, in Argentinien 30%, 
in Mexiko 41,1%. In extremer Ar-
mut leben in Chile nur 5,7% der 
Bevölkerung, in Argentinien 10,9%, 
in Brasilien 13,2%, in Peru 22,4% 
und in Kolumbien 26,8%. In die Ka-
tegorie der Personen, die täglich ei-
nen Dollar verdienen, fallen in Ar-
gentinien 3,3% der Bevölkerung, in 
Brasilien 8,2%, in Mexiko 9,9%. Al-
lerdings ist Chile eines der Länder 
mit der größten Ungleichheit in der 
Einkommensverteilung. 
Dank der politischen Stabilität und 
des wirtschaftlichen Konsens haben 
die Ratingagenturen die Einstufung 
Chiles verbessert. Seit Februar 
2005 verfügt das Land zusammen 
mit Mexiko über die beste Einstu-
fung in der Region. Die Agentur 
Moody’s Investors Service sprach in 
diesem Zusammenhang von Fort-
schritten in puncto Außenschuld 
und Kreditwürdigkeit. Gleichzeitig 
gab sie an, dass die Kreditwürdig-
keit Chiles „auf einer glaubhaften 
politischen Verwaltung, auf soliden 
Finanzinstitutionen, auf den umfas-
senden strukturellen Reformen und 
seit kurzem auf einem wirtschafts-
politischen Rahmen beruht, der 
dem Land zu einem stabileren 
Wachstum und zu handhabbaren 
Defizits der Leistungsbilanz verhilft.“ 
Zudem habe sich die chilenische 
Wirtschaft resistent gegen schwieri-
ge Phasen in der Weltwirtschaft ge-
zeigt (www.hacienda.gov.cl). 
Die makro-ökonomischen Erfolge 
der Concertación waren in großem 
Maße der neuen Art und Weise Poli-
tik zu machen zu verdanken, wel-
che die Regierung geschaffen hat 
und die eine eigene Dynamik entwi-
ckelt hat. Mit der Etablierung von 
neuen Dialogformen und Diskussi-
onsräumen für die unterschiedli-
chen beteiligten Akteure, neuen 
Verbindungslinien und einer Neuzu-
ordnung der Verantwortlichkeiten 
im Rahmen der Entwicklung des 
Landes wurde dies ermöglicht. Viel-
leicht erklärte aus diesem Grund 
auch der Vorsitzende des Centro de 
Estudios Públicos (Zentrum für öf-
fentliche Studien), einer von Unter-
nehmern finanzierten Organisation, 
die der politischen Rechten nahe 
steht, in der Zeitung El Mercurio, 
dass er einer eventuellen erneuten 
sozialistischen Regierung ruhig ent-
gegen sehe, weil „ich glaube, dass 
kein Präsident – egal welcher Cou-
leur – es wagen wird, ein System 
radikal abzuändern, das sich als er-
folgreich gezeigt hat und voll von 
der Bevölkerung unterstützt wird“. 
(El Mercurio, 6. Juli 2005) 
Die Wertedimension und die Bezie-
hung zu den Kirchen 
Auch die Beziehung zu den kirchli-
chen Einrichtungen zeichnet sich 
durch eine Abkehr von früheren 
Formen des Politik-Machens – vor 
allem der weltlichen Sektoren – 
aus. Was in diesem Bereich für die 
Concertación und vor allem für die 
Regierung auf dem Spiel stand, 
kann kurz und bündig auf einen 
Begriff gebracht werden: die Aufga-
be, das geltende Recht den legiti-
mierten gesellschaftlichen Anforde-




tación waren in 
großem Maße der 
neuen Art und 




schaffen hat und 
die eine eigene 
Dynamik entwi-
ckelt hat.  
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teilweise sehr delikate Bereiche wie 
Abtreibung, Scheidung und Gleich-
berechtigung der Religionen, alle-
samt Themen, die von der chileni-
schen Gesellschaft heute weitaus 
weniger homogen betrachtet wer-
den als in früheren Jahrzehnten.  
Zunächst entwickelte sich eine De-
batte innerhalb der Regierungskoa-
lition selbst, und zwar zwischen den 
eher weltlichen, säkularisierten und 
den humanistisch-christlichen Posi-
tionen. Die Notwendigkeit einer An-
passung an den breiteren Werteplu-
ralismus in der chilenischen Gesell-
schaft bewirkte eine Rationalisie-
rung der Debatte innerhalb der 
Concertación selbst. Es entstand ein 
Zusammenspiel aus Abweichung 
und Konsens mit gehobenen Argu-
mentationsmustern, weit entfernt 
von dem, was sich in der Opposition 
ereignete, in der an konservativen 
Einstellungen und an Bekehrungsei-
fer in einer Weise festgehalten wur-
de, dass die Diskussion zwischen 
den liberalen Positionen (in der Min-
derheit) und der konservativen Hal-
tung stark eingeschränkt wurde. 
Die in der Debatte thematisierten 
Wertealternativen wurden von der 
Opposition als Bedrohung für die 
Verfasstheit der chilenischen Gesell-
schaft thematisiert, wobei davon 
ausgegangen wurde, dass eine sol-
che Haltung direkt politische Vortei-
le bringen könnte. Die konservative 
Opposition beschuldigte die Parteien 
der Concertación und die Regierung 
selbst, eine durch Werterelativismus 
gekennzeichnete Strategie zu ent-
wickeln, die die in der katholischen 
Kultur des Landes verankerte sozia-
le Bindung zerstöre. Mit der Zeit 
zeigte sich, dass dies ein Fehler 
war. 
Es ist wichtig hervorzuheben, dass 
die Regierung eine andere Strategie 
verfolgte, die der Opposition ernst-
hafte Schwierigkeiten bereitete. 
Diese bestand darin, von allen Posi-
tionen innerhalb der Concertación 
Abstand zu nehmen und dies der 
Öffentlichkeit klar zu zeigen. Die 
Regierung nahm keine der Positio-
nen ein. Während sich die parla-
mentarische Kontroverse entwickel-
te, rief sie die betroffenen gesell-
schaftlichen Akteure und die Ziel-
gruppen der Reformen auf, sich an 
der Diskussion zu beteiligen und 
Vorschläge einzubringen. Diese Hal-
tung darf nicht mit der eines 
Schiedsrichters oder mit Neutralität 
verwechselt werden. Sie geht über  
Unparteilichkeit hinaus. Es ging und 
geht darum, machbare Verände-
rungsstrategien zu entwickeln, d.h. 
Uneinigkeiten zu überwinden und 
Vereinbarungen zu erzielen, aus 
denen sich dann die parlamentari-
sche Diskussion nährt (und nicht 
umgekehrt). Letztlich ging es dabei 
um die Erzielung von Effizienz durch 
gesellschaftliche und politische Legi-
timation. 
Indem die Regie-
rung Räume für 
die gesellschaftli-
che Diskussion 
schuf und dazu 
beitrug, diese zu 
institutionalisie-






Während die Verfechter der einen 
oder der anderen Lösung sich vor 
allem am Anfang in einer Prinzipien-
argumentation verstrickten, betei-
ligte sich die Regierung mit einer 
pragmatischen Perspektive, was ihr 
ermöglichte, zunächst die Tempera-
tur der Debatte genau zu messen 
und dann durchführbare legislative 
Vereinbarungen zu erzielen. Indem 
die Regierung Räume für die gesell-
schaftliche Diskussion schuf und da-
zu beitrug, diese zu institutionalisie-
ren, erreichte sie gleichzeitig, dass 
die verschiedenen Positionen be-
gründet werden mussten. Damit 
waren sie aber auch automatisch 
stärker der Kritik aus den Reihen 
der chilenischen Gesellschaft ausge-
setzt. 
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Das bisher Gesagte kann am Bei-
spiel des Religionsgesetzes verdeut-
licht werden. Zwar ist Chile seit der 
Verfassung von 1925 offiziell kein 
katholischer Staat mehr und es 
herrscht Glaubensfreiheit, aber in-
stitutionell überwog doch weiterhin 
die katholische Kirche. Das drückte 
sich darin aus, dass die Kirchen an-
derer Glaubensrichtungen keine In-
stitution des öffentlichen Rechtes 
sein konnten und in der ausschließ-
lichen institutionellen Präsenz der 
katholischen Kirche in einer Reihe 
von Instanzen, wie etwa offiziellen 
Regierungsaktivitäten, Kapläne 
bzw. Militärkapläne etc.. Entspre-
chend des Wandels in der chileni-
schen Gesellschaft beschloss die 
Regierung, alle Kirchen gesetzlich 
gleichzustellen. 
Angesichts der Reaktion der katholi-
schen Kirche und der ihr naheste-
henden Parteien, die an dem Status 
als katholisches Land festhielten 
und die Neutralität des Staates 
nicht akzeptieren wollten, brachte 
die Regierung dieses Thema in eine 
wichtige gesellschaftliche Diskussi-
on. Daraus entstand eine Situation, 
die keineswegs frei von Paradoxa 
war. So stand die Regierung als Be-
fürworter für eine Glaubensrichtung 
wie die des Protestantismus ein, die 
sich im chilenischen Kontext durch 
höchste Rigidität in ihrem Dogma 
und größte Striktheit in Bezug auf 
gesellschaftliche Umgangsformen 
auszeichnet. Zudem handelt es sich 
um eine wachsende Kirche, die auf 
weite Verbreitung vor allem in den 
sozial benachteiligten Schichten 
stößt. 
Zwei Aspekte sind dabei besonders 
wichtig. Zum einen verwandelte 
sich die Diskussion und ihre Rezep-
tion in der chilenischen Öffentlich-
keit zu einer Debatte über die Frei-
heit. Es ging nicht mehr so sehr um 
die Frage der Religion, sondern viel-
mehr um das Recht zu wählen. 
Zum anderen wurde die Regierung 
als Verwalter von Diskussionsräu-
men und Vereinbarungen gesehen, 
die den Bürgern neue Möglichkeiten 
der Wahl eröffnen. Die Konsequen-
zen lagen auf der Hand, denn es ist 
schwierig, gegen den Anspruch auf 
Freiheit und das Recht auf die eige-
ne Wahl zu argumentieren, vor al-
lem im Bereich der Politik.7  
Die Regierung stand als Vermittler 
über der Debatte und deren Teil-
nehmern. Schließlich wurde am 14. 
Oktober 1999 jenes Gesetz be-
schlossen, das Normen zur rechtli-
chen Stellung der Kirchen und reli-
giösen Organisationen festlegt und 
das allgemein als das Gesetz über 
die Gleichberechtigung der Religio-
nen bekannt ist. 
Zwar ist Chile seit 
der Verfassung 
von 1925 offiziell 
kein katholischer 






tholische Kirche.  
Ähnliches ereignete sich beim 
Scheidungsgesetz, das nach mehr 
als zehn Jahren schließlich am 7. 
März 2004 vom Parlament verab-
schiedet wurde. Auch in diesem Fall 
richtete sich die Strategie der Re-
gierung auf die Schaffung von Dis-
kussionsräumen für die unter-
schiedlichen Akteure, damit deren 
Positionen an die Öffentlichkeit ge-
tragen wurden. Gleichzeitig maß sie 
die Temperatur der Debatte auf der 
Grundlage von mehreren Umfra-
gen, deren Ergebnisse wiederum als 
Feedback für die Debatte selbst be-
nutzt wurden. Auch in diesem Fall 
wurde das Recht auf Scheidung 
ähnlich thematisiert und wieder 
stand die Regierung als Verwalter 
der Diskussionsräume und Verein-
                                                 
7  Der Rückgriff auf die Idee der „Zü-
gellosigkeit“, wie es einige versuch-
ten, erwies sich sehr schnell als 
nicht gangbar. 
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barungen abseits der eigentlichen 
Kontingenz. 
Die zivil-militärischen Beziehungen 
Eine der komplexesten Aufgaben, 
denen sich die Concertación gegen-
über sah, war die Wiederherstellung 
der Beziehungen zwischen Zivilbe-
völkerung und Militär nach 17 Jah-
ren Militärdiktatur unter Pinochet, 
der zunächst auch weiterhin als O-
berbefehlshaber des Heeres 
fungierte. Trotz der Transformation 
zur Demokratie blieb eine ganze 
Generation von Generälen im Amt, 
die alle Verfechter der Regierung 
Pinochet waren. Außerdem waren 
viele Abgeordnete der im Parlament 
vertretenen Oppositionsparteien am 
Pinochet-Regime beteiligt gewesen. 
Von Beginn an sah sich die Regie-
rung einem doppelten Problem mit 
den Streitkräften und der Oppositi-
on gegenübergestellt. Auf der einen 
Seite war es notwendig, die Verfas-
sung von 1980 zu reformieren und 
eine Reihe von Institutionen der 
„bevormundeten Demokratie“ zu 
beseitigen. Auf der anderen Seite 
stand die Regierung vor einer ethi-
schen Herausforderung, denn die 
Diktatur und die rechten Parteien 
(mit wenigen persönlichen Aus-
nahmen) hatten es geschafft, im 
historischen Gedächtnis des Landes 
eine Semantik zu etablieren, die 
Opfer und Täter auf ein und diesel-
be ethisch-moralische Ebene stellte. 
Das drückte sich in Formeln wie 
„auf beiden Seiten gab es Opfer“ 
und „auf beiden Seiten gab es Ü-
bergriffe“ aus. 
Bis vor wenigen Jahren war es un-
denkbar, dass die Streitkräfte ir-
gendwann ihre Verbrechen und sys-
tematische Politik von Unterdrü-
ckung, Folter und Exil zugeben 
würden. Ebenso wenig gestanden 
die Politiker der Rechten ihre Kom-
plizenschaft ein und erst recht nicht 
ihre direkte Beteiligung.8 Zudem 
wurde das Thema der Menschen-
rechtsverletzungen von den traditi-
onellen Massenmedien recht zwei-
deutig und oberflächlich behandelt.9
Im April 1990 wurde zu Beginn der 
Regierung von Patricio Aylwin die 
Wahrheits- und Versöhnungskom-
mission (Comisión Verdad y Recon-
ciliación) gegründet, die – aus ver-
schiedenen Persönlichkeiten zu-
sammengesetzt – die Fälle der Ver-
schwundenen und Ermordeten aus 
der Zeit der Militärdiktatur unter-
suchte. Der Bericht der Kommission 
führte dazu, dass verschiedene Pro-
zesse wegen Menschenrechtsverlet-
zungen eingeleitet wurden. Als in 
Folge der besagten Prozesse und 
der Verhaftung von einigen Ange-
hörigen der Streitkräfte die Span-
nungen stiegen, wurde im August 
1999 die Mesa de Diálogo [Dialog-
                                                 
8  Es darf nicht vergessen werden, 
dass es während der Regierung von 
Patricio Aylwin zweimal zu militäri-
schen Kundgebungen kam. Im De-
zember 1990 zog das Heer seine 
Truppen in die Kasernen ein zu ei-
nem angeblichen Manöver, das heu-
te im Jargon der Politik als das 
„Verbindungsmanöver“ bekannt ist. 
Die zweite ereignete sich im Mai 
2003. Angehörige der Streitkräfte 
stellten Wachen in Kampfanzügen 
vor dem Gebäude der Streitkräfte in 
der Nähe der Moneda [Regierungs-
gebäude] auf. Beide Kundgebungen 
standen mit Verfahren gegen Mili-
tärangehörige und mit dem Prozess 
gegen einen der Söhne Pinochets 
wegen betrügerischer Geschäfte 
(bekannt als Pinocheques) [Wort-
spiel aus Pinochet und Cheques = 
Schecks, Anm. d. Übersetzerin]) in 
Verbindung. 
Auf der einen Sei-
te war es notwen-
dig, die Verfas-
sung von 1980 zu 
reformieren und 





9  Besondere Erwähnung in diesem 
Prozess verdienen die Gruppierun-
gen zur Verteidigung der Menschen-
rechte, die Gruppierung der Angehö-
rigen der Verschwundenen, die An-
wälte in Fällen von Menschenrechts-
verletzungen, die alle trotz Hinder-
nissen und Bedrohung weiter infor-
mierten und anklagten. 
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runde] mit dem Ziel eingerichtet, 
einen einvernehmlichen Ausweg 
aus dieser Situation zu finden. 
Mit der Regierung Lagos begann ei-
ne neue Etappe in der Wiederher-
stellung der Beziehungen. Die Stra-
tegie der Regierung Lagos zielte auf 
das Argument, dass die Streitkräfte 
mit der schweren Last der Men-
schenrechtsverletzungen kaum die 
Anforderungen einer Modernisie-
rung des nationalen Verteidigungs-
systems übernehmen und ihre ge-
sellschaftliche Legitimität wieder 
herstellen könnten. Indessen 
drängten die politische Rechte und 
die Anhänger Pinochets auf eine po-
litische Lösung der Verurteilungen 
und Prozesse gegen Angehörige der 
Streitkräfte, die in Menschenrechts-
verletzungen verwickelt waren. Die 
Regierung Lagos reagierte mit dem 
Argument, die Institutionen müss-
ten autonom funktionieren. Auf die-
se Weise übertrug sie die Problema-
tik auf die Gerichtsbarkeit und da-
mit auf dem Wertesystem verbun-
dene Einrichtungen sowie auf die 
Gesellschaft im Allgemeinen.10
Innerhalb dieses Prozesses kam 
dem neuen Oberbefehlshaber Ge-
neral Juan Emilio Cheyre eine be-
sondere Rolle zu. General Cheyre 
arbeitete weiter an dem Projekt der 
Modernisierung des Heeres, aller-
dings mit einem akademischeren 
Profil als sein Vorgänger und mit 
der Idee, das Heer außerdem zu 
                                                 
10  Diese Strategie führte dazu, dass 
die Gerichtsgewalt in einem kompli-
zierten Prozess auf ihre eigene 
Komplizenschaft bei den Verbrechen 
der Diktatur hin untersucht wurde. 
Einige Richter des obersten Gerichts 
behaupteten, „niemals etwas ge-
wusst zu haben“. Schließlich lief die 
Diskussion und Schuldfrage auf das 
Urteil hinaus: “Wo es keine Demo-
kratie gibt, kann es keine Gerech-
tigkeit geben”. 
professionalisieren, wobei er das 
Konzept der Concertación aufgriff: 
„die Institutionen funktionieren las-
sen“. Im Falle des Heeres und der 
Streitkräfte im Allgemeinen bedeu-
tete dies, zu einer von der Tagespo-
litik distanzierten Rolle zurück zu 
finden. Letzteres drückt sich darin 
aus, dass man sich den Gerichts-
verfahren gegenüber, die gegen 
Mitglieder der Streitkräfte liefen, 
distanziert verhielt. Ein Satz, den 
der General zum Thema Menschen-
rechte und den damit verbundenen 
Gerichtsverfahren sagte, als er im 
März 2002 das Kommando über-
nahm, zeigt klar, wie er die Zukunft 
sah: „Es ist zu hoffen, dass wir nun 
die Seite umblättern und in die Zu-
kunft sehen können, denn das tut 
nicht nur dem Heer gut, sondern 
auch Chile, weil es so die Kraft be-
kommt, die es haben muss“ (El Sur, 
11.03.2002). Dieser Satz könnte in 
einem anderen Kontext als der Ver-
such interpretiert werden, alles zu 
vergessen und die Täter straffrei 
ausgehen zu lassen. Er bezog sich 
in diesem Fall aber auf eine neue 
Haltung des Heeres, dass man die 
institutionelle Verantwortung für die 
Menschenrechtsverletzungen über-
nehmen und das Thema an die zu-
ständigen gerichtlichen Instanzen 
weiterleiten müsse. 
Die Strategie der 
Regierung Lagos 
zielte auf das Ar-
gument, dass die 
Streitkräfte mit 
der schweren Last 
der Menschen-
rechtsverletzun-











Diese Konzeptualisierung des Prob-
lems verfestigte sich, nachdem die 
sogenannte Kommission Valech im 
November 2004 den „Bericht der 
Nationalen Kommission über politi-
sche Haft und Folter“ veröffentlich-
te, in dem die Zeugenaussagen von 
ungefähr 28.000 Fällen von Gefan-
genschaft und Folter während der 
Pinochet Diktatur gesammelt wur-
den. Anlässlich der Veröffentlichung 
dieses Berichts gab General Cheyre 
eine öffentliche Erklärung ab, in der 
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er die Haltung der Institution wie-
dergab und die Verantwortung für 
das Geschehene umriss. In einem 
sogenannten mea culpa verlas der 
General ein Dokument mit dem Ti-
tel: „Das chilenische Heer: Ende ei-
ner Vision“. In diesem Dokument 
steht folgender Absatz, der auf 
Grund seines symbolischen Gehalts 
wichtig für das Verständnis dieses 
Prozesses ist: „Ist das beschriebene 
allgemeine Konfliktszenario eine 
Entschuldigung für die Menschen-
rechtsverletzungen, die in Chile 
stattfanden? Meine Antwort ist klar 
und deutlich: Nein. Menschrechts-
verletzungen können niemals und 
für niemanden ethisch gerechtfer-
tigt sein“.  
Anschließend drückte er seine Be-
sorgnis als Oberbefehlshaber aus 
und erläuterte seine Beziehung zum 
Thema Menschenrechtsverletzun-
gen und der aktuellen Politik: „Da-
her habe ich als Oberbefehlshaber 
einen wichtigen Teil meines Auf-
trags darauf gerichtet, die Instituti-
on der Realität unseres Landes an-
zupassen, das Entwicklung, interna-
tionale Zusammenarbeit und Welt-
frieden anstrebt, also an die Realität 
eines Landes, unseres Landes, das 
die Prinzipien und die Werte der 
Demokratie als politisches System 
und die Würde des Menschen als 
lebenswichtiges Element für ein ge-
sundes nationales und internationa-
les Zusammenleben für sich aner-
kennt“. Mit diesen Worten verpflich-
tete er sich gegenüber dem politi-
schen Projekt der Concertación, 
wobei er die Interessen der Institu-
tion Armee und des Landes entge-
gen dem Druck seitens einiger Krei-
se des Heeres und der Opposition 
klarstellte. 
Ungelöste Probleme und Auf-
gaben 
Zwar hat die Concertación in ihren 
15 Regierungsjahren eine Reihe von 
Erfolgen erzielt, die sowohl ange-
sichts des politischen und wirt-
schaftlichen Kontexts der Region als 
auch angesichts der internen Vor-
aussetzungen bemerkenswert sind, 
gleichwohl bestehen weiterhin wich-
tige Probleme und Herausforderun-
gen. 
Die größten Probleme bestehen 
hinsichtlich der sozialen Inklusion, 
besonders in Bereichen, die trotz 
der Fortschritte immer noch Mängel 
aufweisen, wie zum Beispiel, der 
Arbeitsmarkt, das Gesundheitswe-
sen, der Wohnungsbau, das soziale 
Sicherungssystem und die Bildung. 
Es geht nicht nur darum, ein gewis-
ses Niveau an Inklusion in be-
stimmten gesellschaftlichen Sekto-
ren zu erreichen und die Unsicher-
heit anderer zu überwinden, son-
dern die Bedingungen für mehr 
Gleichberechtigung zu schaffen. Ein 
Paradebeispiel dafür ist die unglei-
che Einkommensverteilung. Ähnli-
ches spielt sich in Bezug auf das 
Thema öffentliche Sicherheit ab, 
das zunehmend an Bedeutung ge-
wonnen hat. 
Zwar hat die Con-
certación in ihren 
15 Regierungsjah-
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Die internationale Einbindung des 
Landes konnte nicht auf ein qualita-
tiv hochwertigeres Niveau gebracht 
werden, vor allem nicht in denjeni-
gen Bereichen, die den Handelsaus-
tausch mit verschiedenen Instanzen 
der Förderung und Produktion von 
wissenschaftlichen und technologi-
schen Erkenntnissen verbinden. Das 
ist vor allem im Falle der kleinen 
und mittleren Unternehmen wichtig, 
die, obwohl sie die meisten Arbeits-
kräfte beschäftigen, nur einen ge-
ringen Anteil am Export haben. 
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Die größte Aufgabe der Concerta-
ción in den nächsten Jahren besteht 
darin, in der Architektur des chileni-
schen politischen Systems endgültig 
den Dissens als Mechanismus zur 
Verarbeitung von Unterschieden zu 
verankern. Dabei muss herausge-
stellt werden, dass das Vorhanden-
sein eines gesellschaftlichen Grund-
konsenses die Mindestvorausset-
zung für die Bearbeitung von Dis-
sens ist.  
Das Modell, Konflikte durch demo-
kratische Vorgehensweisen zu lö-
sen, scheint nicht ernsthaft in Ge-
fahr zu sein. Worum es geht, ist ei-
ne weitere Vertiefung dieses demo-
kratischen Modells, um neue Dis-
kussionsräume und Konzertierungs-
ebenen unter Einbeziehung neuer 
wichtiger gesellschaftlicher Themen 
zu schaffen. Ein grundlegendes Er-
fordernis wäre die Institutionalisie-
rung von Plattformen, die einen 
Ausgleich zwischen den ungleichen 
Verhandlungsmöglichkeiten der be-
troffenen Akteure herstellen. Die 
Politik der Concertación geht weit 
über ein bloßes „Verwalten des neo-
liberalen Modells“ der Diktatur hin-
aus, und die größte Herausforde-
rung an das politische System er-
wuchs aus den erreichten Fort-
schritten selbst, welche die gesell-
schaftliche Entwicklung komplexer 
werden ließen. In Folge der erreich-
ten sozialen Inklusion sind weitere 
Forderungen und neue gesellschaft-
liche Akteure entstanden. Diese 
brechen aus dem klassischen Rah-
men der staatlichen Politik aus und 
gehen auch über die von der Con-
certación eingerichteten Politikfor-
men hinaus. 
Das politische System Chiles stellte 
sich mit Erfolg dem lange beklagten 
Demokratiedefizit infolge der fort-
bestehenden autoritären Enklaven. 
Durch die kürzlich verabschiedeten 
Verfassungsreformen konnte es be-
seitigt werden. Dank der Moderni-
sierung der politischen Diskussions- 
und Verhandlungskultur verfügt das 
System heute über eine breite Legi-
timität für seinen eigenen Wandel 
und seine demokratische Entwick-
lung. Aber die gesellschaftlichen 
Veränderungen stellen es vor Auf-
gaben und Herausforderungen, die, 
wenn sie nicht in angemessener 
Weise angegangen werden, das 
Prinzip „Legitimität durch Effizienz“ 
in Gefahr bringen werden. 
Schlussfolgerungen 
Im Rahmen dieses Beitrages wurde 
eine Antwort auf die Frage gesucht, 
warum die Concertación nicht nur 
aufgrund des Charismas ihrer wich-
tigsten Repräsentanten ein attrakti-
ves Angebot für die chilenische 
Wählerschaft darstellt, so dass ein 
Sieg bei den Präsidentschaftswah-
len im Dezember 2005 durchaus 
möglich ist und die Concertación 
dann fast zwanzig Jahre an der Re-
gierung wäre. Weiter gefasst, könn-
te die Frage auch lauten: Warum 
befindet sich Chile in einer anderen 
Situation als die übrigen Länder der 
Region, obwohl der gleiche Kontext 
der Unterentwicklung besteht? 
Unsere Antwort lautet: In Chile 
konnte ein demokratisches politi-
sches System aufgebaut werden, 
das nicht darauf zielt, die Gesell-
schaft zu vereinnahmen, sondern 
das die Voraussetzungen für die 
Entfaltung ihrer Kräfte schaffen will. 
Bei dieser Aufgabe haben die Con-
certación und die von ihr gestellten 
Regierungen eine zentrale Rolle ge-
spielt. Der Haupterfolg liegt unserer 
Meinung nach darin, dass die Con-
certación dazu beigetragen hat, das 
politische System zu transformieren 
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Worum es geht, 
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rakteristische Züge der lateinameri-
kanischen Politik, die häufig ge-
meinsam auftreten, resistent zu 
machen: Populismus, Autoritaris-
mus und die Beschränkung auf die 
Vertretung der Interessen bestimm-
ter Gesellschaftsschichten. 
Grundlegend für diese Transforma-
tion war, dass eine demokratische 
Legitimität nicht über die Aufstel-
lung eines Wertekanons angestrebt 
wurde, sondern über die Entwick-
lung von politischen Regeln, um 
Konflikte zu verarbeiten und zu 
konsensfähigen Vereinbarungen zu 
kommen. Diese neuen Formen des 
Politikmachens sind für die chileni-
sche Gesellschaft nicht nur wegen 
ihrer Struktur und Stabilität attrak-
tiv, sondern auch auf Grund ihrer 
Fähigkeit zur Inklusion, Diskussion 
und zur Handhabung der unter-
schiedlichen sozialen Interessen. 
Das ist besonders wichtig in einer 
Gesellschaft, die hinsichtlich der 
vorherrschenden Werte immer he-
terogener wird. Anders ausge-
drückt: Die Concertación entwickel-
te eine Politikstrategie, die vor allem 
auf die Aktivierung der Zivilgesell-
schaft zielt, damit die gesellschaftli-
chen Akteure selbst, indem sie ihre 
Forderungen vertreten, Autonomie 
schaffen. 
Unserer Meinung nach stehen wei-
tere wichtige und unaufschiebbare 
Aufgaben im Bereich der sozialen 
Inklusion und Gerechtigkeit noch 
aus. Außerdem müssen Aufgaben 
angegangen werden, die aus der 
beschriebenen Entwicklung selbst 
erwachsen sind. Die Politik wird sich 
mit sozialen Systemen und Akteu-
ren auseinandersetzen müssen, bei 
denen auf Grund ihrer Autonomie 
eine Intervention oder deren Um-
gestaltung schwieriger wird. Das 
hat allerdings den Vorteil – und 
damit schließt sich der Kreis –, dass 
Messianismus und Populismus so-
wie das Hegemoniestreben be-
stimmter gesellschaftlicher Gruppie-
rungen wenig Erfolgschancen ha-
ben. 
Der große Verlie-
rer in diesem Pro-











Der große Verlierer in diesem Pro-
zess ist die politische Rechte, wel-
che die tiefgreifenden sozio-
strukturellen Veränderungen der 
chilenischen Gesellschaft nicht 
wahrnahm oder nicht zu interpretie-
ren wusste. Sie konnte sich nicht 
von der Last der Diktatur befreien 
und verfiel unter dem Druck, Stim-
men zu gewinnen, in eine Art auto-
ritären Neopopulismus. Mit dem 
Aufkommen einer liberalen Rech-
ten, die sich von Populismus, Auto-
ritarismus und Partikularismus dis-
tanziert, wie sie heute von der UDI 
vertreten werden, könnte sich das 
politische Szenario mittelfristig 
bedeutend verändern: Und zwar 
dann, wenn der Augenblick kommt, 
in dem die große Mehrheit der Be-
völkerung sich weder wegen einer 
sozialistischen Regierung zum Bei-
spiel unter Ricardo Lagos oder Mi-
chelle Bachelet, noch wegen einer 
Regierung unter Führung der politi-
schen Rechten Sorgen macht. 
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